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An den 

Ministerium für 
Kultur und Wissenschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Die Ministerin 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 
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VORLAGE 
Vorsitzenden des Wissenschaftsausschusses 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 17/423 
Herrn Helmut Seifen MdL 

-A10 -
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Bericht der Landesregierung 
"Auswirkungen des Bundesverfassungsgerichtsurteils zum Nume­
rus Clausus vom 19. Dezember 2017 auf die Studiengänge und Zu­
lassungsverfahren in Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die Fraktion der SPD hat einen Bericht zu den Auswirkungen des Bun­
desverfassungsgerichtsurteils zum Numerus Clausus vom 19. Dezem­
ber 2017 auf die Studiengänge und Zulassungsverfahren in Nordrhein­
Westfalen beantragt. Dieser Bitte komme ich gerne nach. 

In der Anlage ist der Bericht in 60 Exemplaren beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

.J~ ~f.ler (J~V 
Isabel Pfeiffer-Poensgen 
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Urteil ist abrufbar 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidunqen! 
DFP017/12/!s20171219 -jbvi000314.htmL Des Weiteren das 
richt eine ausführliche Presseerklärung veröffentlicht, aus denen sich 
die wesentlichen Urteilsgründe ergeben. Diese Presseerklärung ist ab­
rufbar unter 

I. 



berischen Gestaltungsfreiheit halten würde. Anpassungsbedarfe sieht Seite 2 /3 

das Gericht allerdings in den drei Hauptquoten des etablierten Verga-
besystems und nimmt zudem in allen Bereichen den Gesetzgeber stär-
ker in die Pflicht, da die bestehenden Regeln oftmals den Anforderun-
gen des Vorbehalts des Gesetzes nicht genügten. Der Gesetzgeber 
müsse die für die Vergabe von Studienplätzen in zulassungsbeschränk-
ten Studiengängen wesentlichen Fragen selbst regeln. Die Auswahlent-
scheidung selbst müsse sich vorrangig auf die Eignung der Studien­
platzbewerberinnen und -bewerber stützen, die sich an den Erforder-
nissen des konkreten Studienfachs und den sich typischerweise daran 
anschließenden berutrichen Tätigkeiten bemesse. 

Das Gericht erklärt mit seiner Entscheidung dagegen nicht - wie teil­
weise in der Presse dargestellt - den Numerus Clausus an sich für die 
Vergabe der Medizinstudienplätze in Deutschland für verfassungswid­
rig. Das Gericht hält die Abiturnote auch weiterhin für ein wichtiges Kri­
terium bei der eignungsbezogenen Vergabe von knappen Studienplät­
zen. 

Die Abiturbestenquote begegnet nach Auffassung des Gerichts keinen 
verfassungsrechtlichen Bedenken. Allerdings sei die Verknüpfung mit 
einer auf sechs Orte begrenzten Anzahl von Ortswünschen verfas­
sungswidrig. 

Die nicht primär an Eignung anknüpfende Wartezeitquote sei an sich 
verfassungsrechtlich zulässig, soweit sie nicht über einen Anteil von 
20% ausgeweitet würde. Aus verfassungsrechtlicher Sicht geboten sei 
sie indes nicht. Zudem müsse die Wartezeit in ihrer Dauer begrenzt 
werden, wobei das Gericht eine Dauer von 4 Jahren und mehr als dys­
funktional ansieht. 

Im Auswahlverfahren der Hochschulen sieht das Bundesverfassungs­
gericht erheblichen Änderungsbedarf. Der geltende Rechtsrahmen sieht 
vor, dass die Hochschulen berechtigt sind, in ihren Auswahlverfahren 
neben der Abiturnote weitere, enumerativ genannte Kriterien hinzuzu­
ziehen. Dabei ist es rechtlich auch möglich, dass die Hochschulen nur 
auf die Abiturnote abstellen und auf die Anwendung weiterer Kriterien 
verzichten. Das Gericht hat vor diesem Hintergrund festgestellt, dass 
neben der Abiturnote mindestens ein weiteres, nicht schulnotenbasier­
tes Auswahlkriterium zur Feststellung der Eignung herangezogen wer­
den müsse. Zudem müsse eine hinreichende Vergleichbarkeit der Abi­
turnoten über die Landesgrenzen hinweg auch in dieser Quote herge­
stellt werden. Zudem müsse gesetzlich sichergestellt sein, dass die 
hochschuleigenen Eignungsprüfungen und die Auswahl nach voraus-



gegangener Berufsausbildung oder -tätigkeit auf standardisierte und 
strukturierte Weise erfolge. 

11. 

Es obliegt nunmehr der Gemeinschaft der Länder, das rechtliche Gefü­
ge der zentralen Studienplatzvergabe an die Vorgaben des Gerichts 
anzupassen. Bisher war vorgesehen, den aktuell geltenden Zulas­
sungsstaatsvertrag von 2008 kurzfristig durch den neuen, im Frühjahr 
2016 unterzeichneten Staatsvertragaezu1äsen. Indes ist dieser Staats­
vertrag noch nicht in Kraft getreten, da sechs Länder die Ratifikations­
urkunden noch nicht hinterlegt haben. Auch der Staatsvertrag von 2016 
entspricht jedoch nicht den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, 
so dass seine Reform erforderlich sein wird. Die Kultusministerkonfe­
renz wird sich dieser Aufgabe umgehend annehmen. 

Im Anschluss daran wird die einheitliche Vergabeverordnung der Län­
der der Bundesrepublik für die Vergabe der Studienplätze im zentralen 
Vergabeverfahren ebenfalls reformiert werden müssen. Zudem wird die 
technische Anpassung der Systeme der Stiftung für Hochschulzulas­
sung erfolgen. 

Darüber hinaus wird die Landesregierung auch prüfen, inwieweit die 
Vergabe der örtlich zulassungsbeschränkten Studienplätze von dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts betroffen ist. Im derzeitigen 
Rechtsgefüge wird oftmals auf die Regelungen des zentralen Vergabe­
systems Bezug genommen. 
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